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Algeriens Energiepolitik: Nationale 
Interessen, Sozialpolitik und die EU
Hanspeter Mattes
Mit dem Besuch des russischen Industrie- und Energieministers Khristenko in Algier 
im Januar 2007 und der konkreten Vereinbarung einer strategischen (Energie-)Koopera-
tion nehmen in der EU Befürchtungen wegen eines algerisch-russischen Erdgaskartells 
zu, das die EU energiepolitisch in die Zange nimmt. Im Zuge der weltweit im Ener-
giesektor spürbar werdenden Nationalisierungstendenzen hat zudem das algerische 
Parlament im Oktober 2006 einer Revision des Kohlenwasserstoffgesetzes zugestimmt. 
Dadurch wurden die erst im März 2005 beschlossenen Liberalisierungsschritte zurück-
genommen und die Rechte der nationalen Erdölfirma Sonatrach wieder gestärkt sowie 
eine zusätzliche windfall tax für ausländische Unternehmen eingeführt. Die EU gibt sich 
irritiert.
Analyse:
Für das Verständnis der algerischen Politik sind folgende Aspekte bedeutsam:
Die hohe algerische Sensibilität in Bezug auf Souveränitätsfragen führt zu einer 
streng an nationalen Interessen ausgerichteten Energiepolitik.
Algerien ist an einer Steigerung vor allem des Erdgasabsatzes in Europa zu ma-
ximalen Preisen interessiert. Für die Preispolitik ist Russland der geeignete stra-
tegische Partner, um die Liefermengen zu erhöhen, ist hingegen der Ausbau der 
Pipelines nach Italien und Spanien entscheidend.
Die nationalen Deviseneinnahmen stehen unter massivem Ausgabendruck (Erhö-
hung der Gehälter, Beibehaltung der Subventionen für Nahrungsmittel, Medika-
mente etc.); innenpolitisch ist angesichts der Massenarmut ein Subventionsabbau 
nicht durchsetzbar.




-  -GIGA Focus Nahost /007
1.	 Einführung
Die globale energiepolitische Lage ist zurzeit von 
einem signifikanten Nachfragesog nach Ener-
gie (Erdöl, Erdgas) gekennzeichnet, der auch die 
nächsten Jahrzehnte anhalten wird. Bis 2030 wird 
die weltweite Nachfrage nach Energie laut Schät-
zungen um etwa 60 % zunehmen. Von diesem 
Nachfragewachstum werden die größten Anteile 
wiederum auf China und Indien entfallen; allein 
für China wird von der US-amerikanischen En-
ergy Information Administration ein Anstieg der 
Ölnachfrage von 6,86 Mio. Barrel/Tag (2005) auf 
15,05 Mio. Barrel/Tag (2030) veranschlagt. Über 
die dazu notwendigen Vorräte verfügt indes an-
gesichts zu erwartender Produktionsrückgänge in 
den Nicht-OPEC-Förderstaaten nur der arabische 
Raum (mit Schwerpunkt auf den Golfstaaten, aber 
auch Libyen und Algerien).1
2.	 Die	energiepolitische	Ausgangslage
Die sicheren Erdölreserven Algeriens wurden von 
der OPEC 2005 mit 12,3 Mrd. Barrel angegeben, 
werden aber von der staatlichen Erdölgesellschaft 
Sonatrach dank neuer Funde 2006 auf mindestens 
40 Mrd. Barrel geschätzt – wahrscheinlich ein über-
triebener Wert. Beim vermarkteten Erdgas ist die 
algerische Produktion in der arabischen Welt aber 
sicher konkurrenzlos (2004: 82 Mrd. m3, 2005: 89,2 
Mrd. m3) und wird nur noch von der iranischen 
Förderung (2005: 94,6 Mrd. m3) übertroffen; die si-
cheren Erdgasreserven wurden von der OPEC für 
2005 mit 4.580 Mrd. m3 angegeben. Der hohe Pro-
duktionsoutput sowohl bei Erdöl als auch bei Erd-
gas ist die Folge der mit Nachdruck betriebenen 
Explorationspolitik unabhängig von der Preisent-
wicklung für Rohöl/Erdgas auf den Weltmärkten. 
Dabei haben die gestiegenen Weltmarktpreise für 
Erdöl (Durchschnitt 2003: 28,10 US$/Barrel, 2004: 
36,05 US$/Barrel, 2005: 55,86 US$/Barrel) bereits 
in den letzten Jahren für kontinuierlich anstei-
gende Deviseneinnahmen aus dem Kohlenwasser-
stoffexport geführt, zuletzt 16,5 Mrd. (2003), 23,1 
Mrd. (2004), 45,1 Mrd. (2005) und 51,8 Mrd. US$ 
(2006).2
1 Vgl. FAZ, 29.11.2006 (Die Welt verbraucht mehr Öl. Nur der 
Nahe Osten besitzt genügend Vorräte).
2 Die Exporte der Nichtkohlenwasserstoffsektoren sind mit 
2,02 % (2006) Anteil am Gesamtexport inzwischen fast be-
deutungslos; vgl. Middle East Economic Survey, 5.2.2007 
(Algeria’s oil and gas exports).
Laut OPEC-Angaben entfiel die algerische Koh-
lenwasserstoffproduktion bislang zu über 90 % 
auf die staatliche Sonatrach, der Rest in der Haupt-
sache auf Algérie Total, Hispanoil und Medaloil. 
Was die Förderpolitik der Sonatrach anbelangt, so 
wurde diese in den letzten Jahren kontinuierlich 
ausgebaut; allein zwischen 2000 und 2005 wurde 
die Zahl der Ölbrunnen von 1.235 auf 1.478 aus-
geweitet, was zur Steigerung der Ölproduktion 
– nach langjährigem Durchschnitt von 1,4 Mio. 
Barrel/Tag – auf inzwischen knapp 1,9 Mio. Barrel/
Tag führte. Ziel der Förderpolitik im Erdölbereich 
ist ein dauerhaftes Produktionsniveau von 2 Mio. 
Barrel/Tag bis zum Jahr 2010. Dafür wurde 2005 
vom Ministerium für Bergbau ein Investitions-
programm für die Jahre 2005-2010 in Höhe von 33 
Mrd. US$ aufgelegt; allein für 2006 waren Investi-
tionen in Höhe von 8,6 Mrd. US$ eingeplant.
3.	 Nationale	Interessen	und	lokale	
Begehrlichkeiten
Algerien ist mit rund 33 Millionen Einwohnern 
gegenwärtig nicht nur der bevölkerungsreichste 
Staat des Maghreb, sondern auch derjenige mit 
dem größten BIP (2006: 102,4 Mrd. US$); dies ist 
hauptsächlich dem die Volkswirtschaft dominie-
renden Kohlenwasserstoffsektor3 zu verdanken, 
der im Maghreb der zweitgrößte nach dem Liby-
ens ist. Sowohl die Kontrolle des Kohlenwasser-
stoffsektors als auch die Verfügungsgewalt über 
die damit verbundenen Exportdeviseneinnahmen 
waren damit strategische Anliegen der Staatsfüh-
rung. Die Verschärfung der globalen Energienach-
frage hat für Algerien zwei direkt miteinander 
korrelierte Konsequenzen hinsichtlich seiner Ener-
giepolitik: Erstens führte sie zu einer Wiederauf-
nahme der Diskussion über das in den Vorjahren 
liberalisierte Kohlenwasserstoffgesetz (KWG), des-
sen Zugeständnisse an ausländische Beteiligungen 
nunmehr als zu weitgehend erachtet werden, und 
zweitens verstärkte sie die Bemühungen zur Preis- 
und Mengenoptimierung des Energieexportes. Zu-
gleich hält eine Debatte darüber an, wie die Devi-
seneinnahmen volkswirtschaftlich am sinnvollsten 
eingesetzt werden sollen, wobei jedoch von vorne-
herein klar war, dass es politische Entscheidungen 
geben würde: Der geplanten Erhöhung sozialpo-
3 Die algerische Öl- und Gaswirtschaft trägt zurzeit mit rund 
35 % zum BIP bei; zudem kommen rund 70 % der Staatsein-
nahmen aus diesem Sektor.
-  -GIGA Focus Nahost /007
litischer Transferleistungen folgen Überlegungen 
zur Machtsicherung.
3.1. Die Revision des KWG zur Stärkung der 
nationalen Kontrolle
Gemäß dem seit August 1986 gültigen Kohlenwas-
serstoffgesetz (Gesetz 14/1986) war die Prospekti-
on und Förderung von Erdöl/Erdgas nahezu aus-
schließlich der staatlichen Sonatrach vorbehalten 
(kleinere Ausnahmeregelungen gab es zugunsten 
Algérie Total, Hispanoil usw.). Im neuen KWG 
(Gesetz 07/2005), das im März 2005 nach mehrjäh-
rigem Hin und Her (vor allem infolge massiven 
Widerstands der Erdölarbeitergewerkschaft ge-
gen den Ausverkauf nationaler Interessen) im Par-
lament verabschiedet wurde, wurde mit Blick auf 
erhoffte US-amerikanische Investitionen (Techno-
logieimport) die Quasimonopolstellung der Sona-
trach4 aufgehoben; sowohl die Prospektion und 
die Förderung von Erdölreserven bis zu 100 % als 
auch deren Vertrieb durch ausländische Erdölfir-
men waren nunmehr möglich.5 Der damit einher-
gehende Souveränitätsverlust, der im Zeitalter 
explodierender Ölpreise umso mehr empfunden 
wurde, hat nicht zuletzt auch unter dem Einfluss 
des venezolanischen Präsidenten Chavez (Besuch 
in Algier am 16./17.5.2006)6 und des allgemein zu 
beobachtenden globalen Trends der Renationali-
sierung des Energiesektors zu einer neuerlichen 
Revision des KWG geführt. Die Änderung wurde 
nach heftigen Diskussionen am 15.10.2006 von der 
Nationalversammlung beschlossen. Hauptinhalte 
der Gesetzesrevision waren 1. die Wiederherstel-
lung nationaler Kontrolle im up-stream-Bereich im 
Wege der Vorschrift einer mindestens 51-prozen-
tigen Beteiligung der Sonatrach (sog. obligatory 
clause) und 2. in Art. 101 b des KWG die Einfüh-
rung einer neuen Zusatzsteuer auf Sonderprofite 
4 Trotzdem ist die Sonatrach – „un leader mondial dans la do-
maine de l’énergie“ (www-sonatrach-dz.com) – mit 120.000 
Mitarbeitern immer noch das größte Unternehmen Afri-
kas. Eine Privatisierung der Sonatrach steht ungeachtet der 
Liberalisierungsmaßnahmen im up-stream- und down-stream-
Bereich allerdings nicht zur Debatte. Vgl. BBC Global Mon-
itoring, London, 24.1.2005 (Algerian Premier says: oil com-
pany will not be privatized).
5 Vgl. zum Gesetz Middle East Economic Survey, London, 
28.3.2005 (Algeria. National Assembly approves hydrocar-
bons law).
6 In der algerischen Presse gab es zahlreiche Kommentare, 
die den Kurswechsel Chavez zuschrieben; vgl. z. B. Liberté, 
8.8.2006 (Chavez a-t-il influencé l’Algérie?).
(sog. windfall tax)7, die der Logik der Einnahmen-
maximierung folgte. Damit wurden auch die im 
KWG vorgesehenen Regelungsinstitutionen, die 
Agence Nationale pour la Valorisation des Res-
sources en Hydrocarbures (Alnaft) und die Auto-
rité de Régulation des Hydrocarbures (ARH), in 
ihrer Funktion aufgewertet.
Die Erdölarbeiterschaft und die betont nationa-
listischen Parteien, allen voran die Arbeiterpartei 
Louisa Hanouns, feierten diesen Schritt als „gro-
ßen Sieg für das algerische Volk“. Der ehemalige 
Finanzminister Harchaoui forderte sogar einen 
noch viel weiter gehenden „wirtschaftlichen Pa-
triotismus“. Kritische algerische Ökonomen spra-
chen hingegen vom Einknicken der Politik vor po-
pulistischen Forderungen.
3.2. Die Optimierung der Öleinnahmen (windfall 
tax)
Die windfall tax in Höhe von 50 % auf die Unter-
nehmensprofite wird von 1.8.2006 an rückwir-
kend auf alle noch laufenden Erdölabkommen 
auf der Grundlage des KWG von 1986 und auf 
die neu abgeschlossenen Erdölabkommen, die auf 
dem modifizierten KWG von 2005 basieren, erho-
ben, sobald der Preis pro Barrel Erdöl über 30 US$ 
liegt. Dass es bei der Sondersteuer um beträcht-
liche Summen geht, zeigt allein der Betrag, den 
die in Algerien tätige Anadarko Petroleum Cor-
poration (Sitz: Houston, USA) aufzubringen hat. 
Allein im vierten Quartal 2006 musste Anadar-
ko 100 Mio. US$ abführen und für 2007 werden 
mit insgesamt 225 Mio. US$ gerechnet.8 Algerien 
hat durch die neue Steuer bereits 2006 insgesamt 
500 Mio. US$ eingenommen. Was die algerischen 
Wirtschaftsnationalisten freut, führt andererseits 
bei den internationalen Erdölfirmen zu intensiven 
Rückzugsgedanken. Anadarko, Shell und BP ha-
ben die Option des Rückzugs nicht nur wegen der 
Sondersteuer im Blick, sondern auch weil die at-
traktiven Erwerbs- und Investitionsbedingungen 
des revidierten KWG von 2005 entfallen sind. 
Die algerische Tageszeitung „Quotidien d’Oran“ 
meint denn auch zu Recht, dass die „Schlacht um 
das Erdöl in Algerien“ noch nicht beendet ist. Die 
algerische Regierung räumt zwar ein, dass die ge-
7 Taxe sur les profits exceptionnels. Gemeint sind die hohen 
Gewinne durch die Explosion der Erdöl-/Erdgaspreise seit 
2004.
8 Middle East Economic Survey, 12.2.2007.
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genwärtige Gesetzeslage die Investionsrate im up-
stream-Bereich verlangsamen wird, sie ist aber zu-
versichtlich, die Langzeitplanung bis 2010 (2 Mio. 
Barrel/Tag Erdöl, 85 Mrd. m3 Erdgas) einhalten zu 
können.
Die hohen Einnahmen aus dem Kohlenwas-
serstoffexport haben der algerischen Regierung 
noch in einem weiteren Punkt Anlass zur Diskus-
sion gegeben und das politische Handeln direkt 
beeinflusst. Algerien, das Mitte der 1990er Jahre 
wegen der eingebrochenen Erdölpreise und der 
hohen Kosten des Antiterrorkampfes gegen die 
bewaffneten Islamisten dem Staatsbankrott nahe 
und mit rund 36 Mrd. US$ im Ausland verschul-
det war, musste 1994/95 einer als schmählich emp-
fundenen Umschuldung mit dem Pariser Club 
(21.7.1995) und dem Londoner Club (12.5.1995) 
zustimmen. Es war diese von außen erzwungene, 
die nationale Souveränität beschneidende Situa-
tion, die unter der verbesserten finanzpolitischen 
Situation seit 2004 zur vorzeitigen Tilgung der 
Auslandsschulden führte.
3.3. Die Strategie der Schuldentilgung
Hinsichtlich der vorzeitigen Tilgung der Aus-
landsschulden hat es sowohl 2004 als auch 2005 
nach vorausgegangenen Gesprächen mit den in-
ternationalen Finanzinstitutionen erste Transfers 
gegeben; so wurden noch 2004 erste Sondertilgun-
gen in Höhe von 1,2 Mrd. US$ vorgenommen, so 
dass die algerische Auslandsschuld bis Dezember 
2004 auf 21,4 Mrd. US$ fiel. 2005 und 2006 folgten 
parallel zum Anstieg der Devisenreserven9 Zug 
um Zug die Verhandlungen mit den Geberstaaten. 
Im Frühjahr 2006 wurde mit dem Pariser Club die 
vorzeitige Rückzahlung der öffentlichen Schul-
den in Höhe vvon 8 Mrd. US$ vereinbart und bis 
September 2006 liefen die Verhandlungen zur 
Rückzahlung der kurzfristigen Handelskredite 
(rund 4 Mrd. US$) des Club von Rom; der größte 
Auslandskreditposten in Höhe von 4,74 Mrd. US$ 
musste mit Russland geregelt werden. Die algeri-
sche Seite verband hier geschickt Schuldentilgung 
mit Rüstungskäufen ganz im Sinne der von beiden 
Seiten angestrebten „strategischen Partnerschaft“. 
9 Die Devisenreserven waren allein bis Dezember 2005 auf 56 
Mrd. US$ angestiegen. Trotz Schuldentilgung beliefen sie sich 
Ende 2006 auf fast 80 Mrd. US$. Das Finanzministerium geht 
für 2010 trotz steigender Importwerte von Devisenreserven in 
Höhe von 130 Mrd. US$ aus; vgl. Liberté, 29.5.2006.
Präsident Putin stimmte am 10.3.2006 anlässlich 
seines Algerienbesuches der vollständigen Ab-
schreibung der Altschulden (aus unbezahlten so-
wjetischen Rüstungslieferungen der 1980er Jahre) 
zu und Algerien verpflichtete sich im Gegenzug 
zum Kauf neuer russischer Rüstungsgüter im 
Wert von 7,5 Mrd. US$.
Ende Dezember fiel die Auslandschuld auf un-
ter 4 Mrd. US$, wobei die vorzeitige Rückzahlakti-
on eine Ersparnis von Zinsen im Betrag von 2 Mrd. 
US$ brachte.10 Nach Auffassung der Regierung soll 
Algerien, das dank der verbesserten Finanzsitua-
tion von der französischen Rating-Agentur Coface 
bereits Anfang 2006 von „B“ auf „A4“ hochgestuft 
wurde, in jedem Fall in Zukunft schuldenfrei blei-
ben.
Die Herbeiführung des quasi schuldenfreien 
Zustandes hatte allerdings nicht nur Auswir-
kungen auf die makroökonomische Stabilisierung 
Algeriens, sondern weckte auch bei der Bevölke-
rung hohe Erwartungen hinsichtlich der realen 
Verbesserung ihrer sozialen Lage, d. h., ein hoher 
konsumptiver Ausgabendruck wurde erzeugt.
3.4. Konsumptiver Ausgabendruck
Insgesamt hat der starke Anstieg der Devisenein-
nahmen de facto die Voraussetzungen Algeriens 
signifikant verbessert, seinen Reformstau (auf al-
len Ebenen) zu bewältigen;11 allein bis 2009 will 
Präsident Bouteflika nach Angaben vor Londoner 
Wirtschaftsführern vom 12.7.2006 Erdöleinnah-
men in Höhe von rund 100 Mrd. US$ für die wirt-
schaftliche Belebung (relance économique) zur Ver-
fügung stellen. Die bestehenden staatlichen wie 
gesellschaftlichen Strukturen und Reformblocka-
den sorgen allerdings dafür, dass der gegenwär-
tige finanzielle Überfluss nur suboptimal genutzt 
wird.
War der Schritt der vorgezogenen Schuldentil-
gung konsequent und ökonomisch sinnvoll, ver-
führte die Devisenflut in anderen Bereichen zu 
Maßnahmen, die unter den Gesichtspunkten Wirt-
schaftsreform und Umstrukturierung der Wirt-
schaft kontraproduktiv waren oder sind. Hierzu 
zählte die Aufgabe des bislang notwendigen res-
10 So Finanzminister Medelci, in: L’Expression, 4.12.2006.
11 Der langfristigen und nachhaltigen Entwicklung soll auch der 
im Jahr 2000 geschaffene Hydrocarbon Stabilization Fund die-
nen; allerdings sind alle Angaben der algerischen Regierung 
zu diesem Fonds laut Angaben von Middle East Economic 
Survey nicht zu kontrollieren.
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triktiven Importregimes; die sich ausweitenden 
Importe in den Bereichen Nahrungsmittel, Medi-
kamente und Konsumgüter ließen allein zwischen 
2003 und 2006 den Importwert von 13 Mrd. US$ 
auf rund 21,2 Mrd. US$ ansteigen; da gleichzei-
tig die interne Warenproduktion stagniert, warnte 
Oppositionspolitiker Mohand A. Cherifi davor, 
dass Algerien immer mehr zu einer „vom Ausland 
abhängigen Importnation“ werde.12
Ein Nachlassen der Anstrengungen zur Wirt-
schaftsreform ist aber auch beim Subventionsab-
bau für Nahrungsmittel, Energie, Medikamente 
etc. festzustellen; die z. B. von der Regierung ur-
sprünglich im Haushaltsentwurf für 2005 geplante 
starke Kürzung der Subventionen auf Kraftstoffe 
und Butangas fiel nach Widerstand im Parlament 
nur noch moderat aus (Erhöhung des Preises für 
Butangasflaschen statt um fünf nur um einen 
AD).
Die vor allem von der Gewerkschaft UGTA 
2006 unter Verweis auf die Deviseneinnahmen 
bei sich gleichzeitig verschlechternder sozialer 
Lage13 erhobene Forderung nach einer Erhöhung 
der Mindestlöhne und der Gehälter primär für die 
Angestellten des öffentlichen Dienstes konnte die 
Regierung nicht zuletzt mit Blick auf die Wahlen 
zur Nationalversammlung im Mai 2007 trotz der 
Warnungen des IWF nicht lange zurückweisen; 
nach entsprechenden Verhandlungen wurden 
von 1.7.2006 an je nach Gehaltsstufe 10- bis 30-
prozentige Gehaltserhöhungen gewährt und zum 
1.1.2007 der Mindestlohn von 10.000 auf 12.000 
AD angehoben. Zudem wurden für 3,5 Millionen 
ältere Personen, die in schwierigen Umständen 
leben, Sonderzuwendungen vorbereitet. Regie-
rungschef Belkhadem verspricht sich von diesen 
Sozialtransfers eine politische Unterstützung der 
Front de Libération Nationale bei den kommenden 
Wahlen.
4.	 Internationale	Aspekte
Die algerische Energiepolitik hat über die interne 
Dimension hinaus auch internationale Aspekte, 
die sich in der Hauptsache um den Aspekt der 
Verknüpfung nationaler Ziele mit dem EU-Ener-
giesicherheitskonzept, den Ausbau und die Siche-
12 El Watan, 9.9.2005 (L’Algérie sera réduite à un comptoir d’im-
portation).
13 Vgl. La Nouvelle Tribune, 5.10.2006 (Les ménages croulent 
sous la hausse des prix).
rung des internationalen Energieliefernetzes so-
wie Fragen der Preisgestaltung für Erdöl/Erdgas 
drehen.
4.1. Die algerischen Ziele und die EU-
Energiesicherheit
Die algerische Staatsführung weiß um die Proble-
matik der EU-Energiesicherheit, d. h. den wach-
senden Bedarf an Energie bei zugleich einge-
schränkten Alternativen auf der Lieferseite. Diese 
ist geprägt von einer hohen Abhängigkeit von 
russischem Erdgas, wie im russisch-weißrussi-
schen und im russisch-ukrainischen Lieferstreit 
2006/2007 schmerzlich vor Augen geführt. Ange-
sichts beschränkter norwegischer Erdöl-/Erdgas-
reserven und politischer Bedenken beim Ausbau 
der Kernkraft kommt Energielieferungen aus Zen-
tralasien und dem Maghreb strategische Bedeu-
tung zu. Beide Seiten, die europäische wie die al-
gerische, wissen um diese Bedeutung und haben 
diese längst in politischen und wissenschaftlichen 
Analysen thematisiert und dokumentiert.14 So ist 
im EU-Energie-Grünbuch vom 8.3.2006 erstmals 
die Notwendigkeit einer gemeinsamen Energie-
außenpolitik15 formuliert und die Rolle Algeriens 
als einer der wichtigen internationalen Energielie-
feranten anerkannt worden. Besonders im Bereich 
(Flüssig-)Gas wird Algerien eine zentrale Rolle zu-
gebilligt und in verschiedenen Dokumenten von 
einer „strategischen Energiepartnerschaft“ gespro-
chen. Konkret heißt dies aus europäischer Sicht, 
dass der algerische Anteil am europäischen Erd-
gasverbrauch von zurzeit 30 % auf 40 % bis zum 
Jahre 2015 gesteigert werden soll.
Die europäischen Staaten ihrerseits bemüh-
en sich auf individueller Ebene um den Ausbau 
der Energie- und Wirtschaftsbeziehungen zu Al-
gerien. Aktuelles Beispiel: Bundesaußenminister 
Steinmeier hat anlässlich seiner Maghrebrundrei-
se im November 2006 in Algerien mit Präsident 
Bouteflika und Regierungsmitgliedern die Mög-
lichkeiten zur Lieferung algerischen Flüssiggases 
nach Deutschland16 erörtert. Steinmeier bekundete 
14 Vgl. Middle East Economic Survey, 3.7.2006 (North Africa key 
component for future European demand).
15 Die gemeinsame Energieaußenpolitik wird auch deshalb 
von der EU-Kommission angemahnt, um sichtbar werdende 
Rivalitäten im Hinblick auf das algerische Erdgas zwischen 
einzelnen EU-Staaten (Deutschland, Frankreich, Italien, Spa-
nien) einzudämmen.
16 E.ON will dazu in Wilhelmshaven eine Abfertigungsanlage 
für LNG-Tanker bauen; vgl. FAZ, 17.11.2006 (Mehr Flüssiggas 
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dabei das Interesse Deutschlands am Aufbau einer 
„zweiten Säule“ in der Gasversorgung, um künftig 
nicht allein auf Russland und andere rohrleitungs-
gebundene Lieferanten angewiesen zu sein. Im 
Gegenzug ermutigten die algerischen Gesprächs-
partner deutsche Beteiligungen am Ausbau und 
bei der Modernisierung der algerischen Öl- und 
Gasförderindustrie; Fortschritte in dieser Hinsicht 
zeichneten sich beim Besuch von Wirtschaftsmi-
nister Glos Ende Februar 2007 in Algier ab.
4.2. Transportmaximierung
Das Ziel der algerischen Regierung, die Erdgasex-
porteinnahmen auf ein Höchstmaß zu steigern, ist 
an die deutliche Anhebung der mengenmäßigen 
Erdgaslieferungen nach Europa gekoppelt. Nach 
Angaben von Präsident Bouteflika vom 2.4.2006 
sollen diese Lieferungen in Höhe von 63 Mrd. m3 
(2006) auf 85 Mrd. m3 (2010) ausgedehnt werden; 
im Jahr 2015 sollen dann 40 % des in der EU ge-
brauchten Erdgases aus Algerien stammen.17 Da-
mit soll sowohl das Ziel einer Diversifizierung 
der Exportländer festgeschrieben werden als auch 
dem Wunsch der EU, ihre Energiebezugsquellen 
zu sichern, entgegengekommen werden. Zur Er-
höhung des Erdgasexports nach Europa wird von 
algerischer Seite allerdings weniger die Variante 
der Erdgasverflüssigung in Algerien und der 
Transport über (noch zu bauende) Flüssiggastan-
ker favorisiert, sondern dem Bau neuer Pipelines 
Priorität eingeräumt. Das bereits bestehende Pipe-
linenetz nach Europa soll folglich ausgebaut und 
zugleich der Anschluss an die geplante 4.128 km 
lange Transsaharapipeline Lagos-Algier herge-
stellt werden, die bis 2015 fertig sein und bis zu 30 
Mrd. m3 nigerianisches Erdgas für Europa bereit-
stellen soll.18
Algerien ist gegenwärtig über zwei Erdgas-
pipelines mit Europa verbunden:
erstens die in Hassi M’Rel beginnende Enrico-
Mattei-Pipeline über Tunesien nach Sizilien mit 
Fortsetzung nach Nordtalien (gebaut 1978-1983, 
erweitert 1991-1994) mit einer Jahresdurchlass-
kapazität von 24 Mrd. m3, die bis 2012 auf 33,5 
Mrd. m3 ausgebaut werden soll,
aus Algerien für Deutschland).
17 Jeune Afrique, 3.12.2006 (Conciliabules gaziers).
18 Die EU will sich maßgeblich an den Kosten der Pipeline in 
Höhe von 5,3 Mrd. € beteiligen; vgl. Middle East Economic 
Survey, 25.9.2006 (Trans-Sahara Gas Pipeline).
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zweitens die 1.375 km lange Pedro-Duran-Far-
rel-Pipeline von Hassi M’Rel über Marokko 
und die Straße von Gibraltar nach Andalusien 
mit Anschluss an das dortige lokale Netz. Die 
im November 1996 eröffnete 2,3 Mrd. US$ teure 
Pipeline hat eine Jahrestransportleistung von 
8,6 Mrd. m3, die auf 11,7 Mrd. m3 erweitert wer-
den soll.
Zusätzlich zum Ausbau der bestehenden Pipelines 
sind zurzeit zwei neue direkte Pipelines von Al-
gerien nach Italien und nach Spanien in Planung 
bzw. im Bau. Die erste neue Direktpipeline ist die 
Gasleitung Medgaz (www.medgaz.com) von Beni 
Saf (bei Oran) in das 200 km entfernte spanische 
Almeria, deren Planung abgeschlossen ist und de-
ren Baubeginn kurz bevorsteht; von 2009 an sol-
len durch die Pipeline jährlich 8 Mrd. m3 Erdgas 
geleitet werden, die zum Teil laut Vertrag mit der 
Gaz de France vom 11.12.2006 nach Frankreich 
weiterfließen.
Die zweite neue Direktverbindung ist die 
GALSI-Pipeline19 von Hassi M’Rel über El Kala 
direkt nach Sardinien und von dort in die Indus-
triezentren Norditaliens; die rund 1.500 km lan-
ge Pipeline soll spätestens von 2010 an jährlich 
10 Mrd. m3 Erdgas transportieren. Die algerische 
Regierung favorisiert aber nicht nur direkte Erd-
gasleitungen nach Europa unter Umgehung ma-
rokkanischen und tunesischen Territoriums, son-
dern auch den Direktvertrieb. Die damit befasste 
Sonatrach hat deshalb 2006 in Großbritannien, Ita-
lien und Spanien drei Filialen zur Kommerzialisie-
rung algerischen Erdgases gegründet. Die Schaf-
fung einer eigenständigen Vertriebsgesellschaft in 
Frankreich wurde von Energieminister Khelil im 
Februar 2007 angekündigt. Damit erhält die So-
natrach zum ersten Mal direkten Zugang zu den 
Erdgaskunden in europäischen Staaten. Mit der 
Gründung der Sonatrach-Vertriebsgesellschaften 
folgt der algerische Staatskonzern dem russischen 
Energiekonzern Gazprom, der gleichfalls seit 2006 
diese Strategie mit dem erklärten Ziel umsetzt, 
Gas auf eigene Rechnung zum Höchstpreis zu ver-
markten.
19 GALSI ist die Abkürzung für Gasduc Algérie–Sardaigne– 
Italie.
−
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4.3. Höchstpreise durch Kartellabsprachen
Die algerische Strategie der Erlösmaximierung 
zielt, neben der Direktvertriebskomponente, auch 
darauf ab, einen höchstmöglichen Verkaufspreis 
des Erdgases zu erreichen In diesem Kontext ist es, 
analog zur Erdölinteressenvertretung OPEC in Al-
gerien (und bei den anderen Erdgasproduzenten), 
zur Diskussion darüber gekommen, ob die Grün-
dung einer „Gas-OPEC“ diesem Ziel dienlich sei. 
Die Hauptpartner einer solchen „Gas-OPEC“, neben 
Algerien vor allem Russland, Qatar und Iran – alle 
global führende Mächte im Bereich Erdgasexport 
–, wollen sich auf einer Erdgasenergiekonferenz in 
Doha im April 2007 auf die Koordinierung ihrer 
Preis- und Vermarktungsstrategien einigen.20 An-
gesichts dieser Ambitionen wurde insbesondere in 
der EU massiv die Befürchtung geäußert, dass vor 
allem die europäischen Verbraucher Opfer eines 
solchen Gaskartells seien und die europäischen 
Gassicherungsinteressen von Algerien und Russ-
land in die Zange genommen würden.
Zu diesen Befürchtungen trugen nicht nur die 
engen Beziehungen Russlands zu Qatar (Besuch 
des russischen Präsidenten in Doha am 12.2.2007)21 
und zu Iran bei, sondern auch die seit dem Besuch 
des algerischen Präsidenten Bouteflika in Moskau 
im April 2001 betriebene strategische algerisch-
russische Partnerschaft. Diese erhielt im energie-
politischen Bereich nach Präsident Putins Alge-
rienbesuch im März 2006 eine maßgebliche Stär-
kung, konkretisiert im Kooperationsmemoran-
dum zwischen Sonatrach und Gazprom, das an-
lässlich des Besuches von Energieminister Khelil 
in Moskau (3.-5.8.2006) vereinbart wurde und die 
„Harmonisierung der Energiepolitiken auf dem 
europäischen Markt“ zur Folge hatte. Der Besuch 
des russischen Industrie- und Energieministers 
Khristenko in Algier (19.-22.1.2007) in Begleitung 
von Verantwortlichen der russischen Energierie-
sen Gazprom, Rosneft, Lukoil und Stroytransgaz 
diente dem weiteren Kooperationsausbau auf al-
len Ebenen (Prospektion, Extraktion, Transport, 
Verarbeitung und Kommerzialisierung).
Die EU-Kommission ist von dieser Entwick-
lung beunruhigt22 und fürchtet als Folge der rus-
20 Vgl. Courier International, 31.1.2007 (Vers une «OPEP du 
gaz»).
21 Vgl. die Berichterstattung anlässlich des Besuches von Präsi-
dent Putin in Qatar, in: Channel One, Moskau, 12.2.2007 (Gas 
producers to coordinate strategies).
22 Vgl. beispielhaft Le Figaro, 7.8.2006 (L’alliance entre Gazprom 
et Sonatrach trouble l’Europe).
sisch-algerischen Marktbeherrschung (z. B. allein 
in Italien über 80 % des Gasmarktes) nicht nur 
eine wettbewerbsverzerrte Preisbildung, sondern 
sieht in Algerien (bzw. der Sonatrach) das „Tro-
janische Pferd“ russischer Interessen in Europa. 
Diese Sichtweise scheint allerdings übertrieben 
und wird von algerischer Seite zurückgewiesen: 
Es könne de facto kein Erdgaskartell geben, weil 
es keinen Gasweltmarkt, sondern nur drei Gasre-
gionalmärkte (einen asiatischen, einen amerika-
nischen und einen europäischen) gebe; außerdem 
trete Algerien für den Dialog zwischen Gaspro-
duzenten und -konsumenten ein und strebe eine 
gerechte Übereinkunft an.
Selbst wenn es gegenwärtig eine faktische In-
teressenkongruenz zwischen Algerien und Russ-
land gibt, so endet diese spätestens dann, wenn 
Algeriens Souveränität gefährdet und/oder die 
nationalen Interessen nicht mehr autonom ver-
folgt werden können. Algeriens Ziel, daran lässt 
Präsident Bouteflika in seinen Reden keinen Zwei-
fel, ist die Suche nach „leadership“ im Bereich der 
Nicht-OECD-Staaten. Hohe Erdöl-/Erdgaseinnah-
men sind hierzu wichtig, ja unentbehrlich, aber 
nicht das einzige Kriterium. Eine vor allem im Be-
reich Antiterrorismusbekämpfung gute Koopera-
tion mit den USA und der Ausbau der bilateralen 
Wirtschaftsbeziehungen gehören gleichfalls in das 
Spektrum nationaler algerischer Interessen.
Dies ändert nichts an der Tatsache, dass aus 
geostrategischen Gründen und wegen der gene-
rell engen Wirtschaftsverflechtung mit Europa 
die nördlichen Mittelmeeranrainerstaaten und die 
EU-Staaten der zentrale außenpolititische Bezugs-
raum Algeriens sind und die algerische Staatsfüh-
rung von daher die euro-mediterrane Kooperation 
unterstützt – dabei allerdings als Partner behan-
delt werden möchte und nicht als „Erfüllungsge-
hilfe externer Mächte“.
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